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Vorwort 

Zu Beginn der neunziger Jahre, als der Vertrag von Maastricht ausgehandelt 
und unterzeichnet wurde, gerieten die mit der europäischen Integration verbunde-
nen Auswirkungen auf den deutschen Staat erstmals in den Blick einer breiteren 
Öffentlichkeit.  In Deutschland wurden - wie auch in einigen anderen Mitglied-
staaten - kontroverse Diskussionen über die bereits infolge des Integrationspro-
zesses eingetretenen Veränderungen des Verfassungsgefüges  und den weiteren 
Fortgang der Integration geführt. In der 1991 eingesetzten Gemeinsamen Verfas-
sungskommission kam man insbesondere auf Betreiben der Bundesländer schnell 
überein, daß die Mitwirkung Deutschlands an der Gründung und Fortentwicklung 
der Europäischen Union (EU) einer neuen, wesentlich detaillierteren verfassungs-
rechtlichen Grundlage bedurfte, als sie in Artikel 24 Abs. 1 GG zur Verfügung 
stand. Neben der Frage nach der Ausgestaltung des neuen „Europaartikels" wurde 
die Diskussion zunehmend von der Sorge beherrscht, daß die Bundesrepublik 
Deutschland im Zuge des Integrationsprozesses nicht nur ihre bundesstaatlichen 
Strukturen, sondern auch ihre souveräne Staatlichkeit verlieren könnte. An dieser 
Frage sowie an der Frage nach den demokratischen Strukturen in der EU - viele 
sprachen von einem „Demokratiedefizit" - entzündete sich eine heftige Diskus-
sion um die verfassungsrechtlichen Grenzen der europäischen Integration. Diesen 
grundsätzlichen Fragen, die nach wie vor eine wichtige Rolle in der aktuellen 
rechtswissenschaftlichen und politischen Diskussion spielen, ist die vorliegende 
Untersuchung gewidmet. Sie hat es sich zur Aufgabe gemacht, einen verfassungs-
rechtlichen Lösungsansatz zu entwickeln, der es der Bundesrepublik Deutschland 
erlaubt, auch in Zukunft aktiv an der Entwicklung der EU mitzuwirken, ohne als-
bald an verfassungsrechtliche Grenzen zu stoßen. 

Die Arbeit wurde im Wintersemester 1998/99 von der Rechts wissenschaftli-
chen Fakultät der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel als Habilitationsschrift 
angenommen. Sie wurde im Sommer 1998 abgeschlossen; später erschienenes 
Schrifttum wurde für die Drucklegung, so weit wie möglich, noch bis Ende Sep-
tember 1999 eingearbeitet. 

Dank für die Anregung des Themas, lehrreiche Diskussionen und wertvolle 
Hinweise während der Fertigstellung der Arbeit möchte ich zuallererst meinem 
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akademischen Lehrer Prof. Dr. Rüdiger Wolfrum aussprechen. Für seine För-
derung bin ich ihm eng verbunden. Nicht minder herzlich möchte ich mich bei 
dem Zweitgutachter, Herrn Prof. Dr. Jost Delbrück, bedanken, der den Fortgang 
der Arbeit am Walther-Schücking-Institut für Internationales Recht an der Uni-
versität Kiel durch seine Gesprächsbereitschaft  und kritische Anmerkungen stets 
unterstützt und gefördert  hat. Beide haben schon früh meine Freude am wissen-
schaftlichen Arbeiten im Bereich des Staats-, Völker- und Europarechts geweckt, 
was mich letztlich im Herbst 1992 dazu bewogen hat, meine Richterstelle am 
Landgericht Hamburg zu verlassen, um mich der Herausforderung  einer Habilita-
tion zu stellen. 

Großer Dank gebührt auch meinem Freundeskreis, den Kolleginnen und Kolle-
gen sowie allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern am Walther-Schücking-Institut 
für Internationales Recht. Ohne ihren Zuspruch, ihre Bereitschaft zu kritischer 
Diskussion und ihre Unterstützung in jeder Hinsicht hätte diese Arbeit nicht ge-
deihen können. Nicht nur die wissenschaftlich anspruchsvolle Atmosphäre, son-
dern auch das von Solidarität und Hilfsbereitschaft  geprägte „Wir-Gefühl" im 
Institut haben über viele Jahre dazu beigetragen, daß ich dieses als meine akade-
mische Heimat betrachte. Mein Dank gilt insbesondere Ursula Heinz und Carmen 
Thies, deren Freundschaft und Unterstützung mir viel bedeuten. Frau Rotraut 
Wolf danke ich herzlich für ihre hervorragende Arbeit bei der Erstellung der 
Druckvorlage. Für die Mühen des Korrekturlesens bin ich Ursula Heinz, Jonna 
Ziemer und Janine Schlichte zu großem Dank verpflichtet. 

Die Fertigstellung dieser Arbeit wäre mir ohne den Zuspruch, die Unterstüt-
zung und die arg strapazierte Geduld meines Mannes, Joachim König, nicht mög-
lich gewesen. Hierfür  möchte ich ihm von Herzen danken. Schließlich gilt mein 
Dank auch meinen lieben Eltern und meinem Bruder und seiner Familie, die mir 
stets zur Seite gestanden haben. 

Kiel, im Juni 2000 Doris  König 
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Einführung in den Untersuchungsgegenstand 

Seit der Entstehung des Grundgesetzes in den Jahren 1948/49 ist der moderne 
Verfassungsstaat tiefgreifenden  Wandlungen unterworfen  worden. In einer Zeit, 
die durch eine rasante technologische Entwicklung hin zu einer alle Staatsgrenzen 
überschreitenden Informations- und Kommunikationsgesellschaft geprägt ist, ist 
es dem einzelnen Staat nicht mehr möglich, die zahlreichen Staatsaufgaben zum 
Wohle seiner Bürger in weitgehender Eigenständigkeit zu erfüllen.1 Dies gilt vor 
allem für die Wirtschaftspolitik,  die sich einer Vielzahl transnational tätiger Un-
ternehmen gegenüber sieht, deren Aktivitäten ein Staat allein nicht mehr befriedi-
gend regeln kann. Die Aufstellung ordnungspolitischer Rahmenbedingungen und 
die Öffnung  neuer Märkte erfordern  die Zusammenarbeit der Staaten auf regio-
naler und globaler Ebene. Daß eine solche Kooperation einen immer größeren 
Stellenwert einnimmt, zeigt sich etwa an den verstärkten Bemühungen einer Libe-
ralisierung des Welthandels, die zu dem Abschluß des neuen GATT 1994 und der 
Gründung der Welthandelsorganisation WTO geführt  haben, und an der zu-
nehmenden Errichtung regionaler Wirtschaftsorganisationen  wie NAFTA, 
CARICOM oder MERCOSUR.2 

1 Die ersten internationalen Organisationen entwickelten sich zum einen mit dem un-
mittelbaren Ziel der Friedenssicherung. Zum anderen wurde der Prozeß der Internationali-
sierung durch wirtschaftliche und technologische Sachzwänge ausgelöst, die zu der Grün-
dung der sog. Verwaltungsunionen wie etwa des Internationalen Telegraphenvereins (1865) 
oder des Weltpostvereins (1874) führten. Vgl. Delbrück,  Jost,  „Das Völkerrecht soll auf 
einem Föderalism freier  Staaten gegründet sein" - Kant und die Entwicklung internatio-
naler Organisationen, in: Dicke, Klaus/Kodalle, Michael (Hrsg.), Republik und Weltbür-
gerrecht - Kantische Anregungen zur Theorie politischer Ordnung nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts, Weimar u. a. 1998,181-213 (185 ff.). 

2 Das Abkommen zur Gründung der North American Free Trade Area (NAFTA), das am 
1.1.1994 in Kraft trat, errichtet eine Freihandelszone zwischen den USA, Kanada und 
Mexiko. Die Caribbean Community (CARICOM), der gegenwärtig 13 Mitgliedstaaten 
angehören, und der Common Caribbean Market (CCM) wurden bereits 1973 gegründet. 
Ziele sind die wirtschaftliche Integration der Mitgliedstaaten durch Errichtung eines 
Gemeinsamen Marktes, die Koordinierung der Außenpolitik und die funktionelle Koopera-
tion in 15 nicht wirtschaftlichen Bereichen. 1994 wurde von 25 Insel- und Anrainerstaaten 
der Karibik und 12 abhängigen Territorien die Association of Caribbean States (ACS) ge-
gründet, die der Intensivierung der Handelsbeziehungen und der verstärkten Kooperation 
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In Westeuropa hat diese Entwicklung - begünstigt durch die historischen Um-
stände nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges3 - zu einer besonders intensiven 
Form zwischenstaatlicher Kooperation geführt.  Hier entstanden neben dem auf 
intergouvernementaler Basis errichteten Europarat und der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) drei supranationale 
Organisationen, deren wichtigste die 1957 gegründete Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG) war. Für den Begriff  der supranationalen Organisation gibt 
es keine allgemein anerkannte, feststehende Definition. Legt man das Erschei-
nungsbild der drei europäischen Gemeinschaften zugrunde, so zeichnet sich die 
Supranationalität insbesondere durch drei Elemente aus: eine von den Mitglied-
staaten bis zu einem gewissen Grade unabhängige, eigenständige Organisations-
und Entscheidungsstruktur (1), die unmittelbare Anwendbarkeit von Rechtsvor-
schriften der Organisation innerhalb der Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten, 
deren Bürger und Behörden direkt berechtigt und verpflichtet werden können (2) 
und die Errichtung einer eigenen Rechtsordnung, deren Einhaltung von einem 
eigens dafür geschaffenen  Gericht überwacht wird (3).4 In Anlehnung an diese 
drei Kriterien soll im folgenden unter dem Begriff  der supranationalen Organisa-
tion eine Einrichtung verstanden werden, der die Mitgliedstaaten aufgrund eines 
völkerrechtlichen Gründungsvertrages Hoheitsgewalt auf bestimmten Gebieten 
eingeräumt haben, kraft  derer sie Rechtsvorschriften  erlassen und Maßnahmen 
ergreifen  kann, die nicht nur die Mitgliedstaaten als solche, sondern auch direkt 
deren Bürger berechtigen oder verpflichten und deren Rechtmäßigkeit von einem 
eigenen Gericht überprüft  wird. Die Entwicklung der vergangenen vier Jahrzehnte 
hat gezeigt, daß der E(W)G im Wege der Vertragsänderung und der Rechtsfort-
bildung immer mehr Kompetenzen zuerkannt worden sind. Den vorläufigen 
Höhepunkt dieser Entwicklung bildete die Gründung der Europäischen Union im 
Vertrag von Maastricht, die das Ziel verfolgt,  über den wirtschaftlichen Bereich 
hinaus eine immer engere politische Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten herbei-

der Mitgliedstaaten in Politik, Kultur, Wissenschaft und Technologie dienen soll. Der 
Mercado Comùn del Sur (MERCOSUR), dem Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uru-
guay angehören, trat zum 1.12.1991 in Kraft. Ziel ist die Schaffung eines Gemeinsamen 
Marktes nach europäischem Vorbild. Vgl. hierzu im Überblick Andersen,  Uwe/Woyke, 
Wichard  (Hrsg.), Handwörterbuch Internationale Organisationen, 2. Aufl., Opladen 1995, 
296 ff.,  241 ff.  und 125 ff. 

3 Hoffmann,  Stanley,  Obstinate or Obsolete? The Fate of the Nation-State and the Case 
of Western Europe, in: Kaplan, Morton A. (Hrsg.), Great Issues of International Politics -
The International System and National Policy, Chicago 1970, 85-122 (92 ff.). 

4 Capotorti,  Francesco,  Supranational Organizations, in: EPIL Bd. 5 (1983), 262-268 
(266 f.); vgl. dazu ausführlich  Chapuis,  Cédric,  Die Übertragung von Hoheitsrechten auf 
supranationale Organisationen, Basel u. a. 1993, 26 ff. 
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zuführen. Innerhalb der Europäischen Union ist die wirtschaftliche und politische 
Verflechtung der beteiligten Staaten noch wesentlich enger als auf der interna-
tionalen Ebene. Diese spezifische Form der regionalen Kooperation läßt deutlich 
werden, daß die Staaten eine Vielzahl von Aufgaben, die sie allein nicht mehr 
hinreichend erfüllen könnten, gemeinsam auf einer über den Staaten liegenden -
also supranationalen - Ebene wahrnehmen. 

Die Erfüllung öffentlicher  Aufgaben auf verschiedenen Ebenen ist ein Phäno-
men, das in der Bundesrepublik Deutschland - wie auch in anderen Bundesstaaten 
- wohl bekannt ist und im großen und ganzen zu zufriedenstellenden Ergebnissen 
führt.  Bund und Länder werden aufgrund jeweils eigener, in der Verfassung 
niedergelegter Kompetenzen tätig, wobei es gerade bei der Durchführung  der 
Gesetze zu einer engen Verflechtung zwischen den beiden Ebenen kommt. Diese 
Verflechtung setzt sich auf der dritten, der europäischen Ebene fort,  da auch die 
europäischen Rechtsvorschriften  überwiegend von den Behörden der Länder und 
des Bundes vollzogen werden. Bezieht man zudem den unterstaatlichen Bereich 
in die Betrachtung ein, so zeigt sich, daß öffentliche  Aufgaben noch auf einer 
oder zwei weiteren Ebenen, nämlich in den Gemeinden und Kreisen oder kreis-
freien Städten, erfüllt  werden. Hinzu kommt, daß zahlreiche öffentliche  Aufgaben 
von nicht-staatlichen, aber in öffentlich-rechtlicher  Form organisierten Vereini-
gungen, wie etwa Ärzte-, Apotheker- und Anwaltskammern oder Industrie- und 
Handelskammern, oder in verstärktem Maße auch von privaten Unternehmen 
wahrgenommen werden. Gerade die vermehrte Privatisierung öffentlicher  Auf-
gaben deutet darauf hin, daß der Staat auf veränderte wirtschaftliche und techno-
logische Verhältnisse damit reagiert, daß er die Erfüllung dieser Aufgaben auf 
eine Ebene verlagert, auf der sie effizienter  und kostengünstiger erfüllt  werden 
können.5 

Dieser skizzenhafte Überblick soll genügen, um deutlich zu machen, daß der 
Staat öffentliche  Aufgaben in zunehmendem Maße sowohl „oben" auf der in-
ternationalen und europäischen Ebene als auch „unten" durch die Einschaltung 
regionaler, lokaler oder nicht-staatlicher Akteure erfüllt.  Gemessen am Bild des 
traditionellen Nationalstaates, der die öffentlichen  Aufgaben selbständig in einem 
weitgehend geschlossenen Gesellschafts- und Rechtssystem wahrnahmund nur in 

5 Vgl. dazu ζ. B. Schock,  Friedrich,  Privatisierung von Verwaltungsaufgaben, DVB1. 
1994,962-977; Hengstschläger,  Johannes/Osterloh,  Lerke/Bauer,  Hartmut,  Privatisierung 
von Verwaltungsaufgaben, VVDStRL 54 (1995), 165-286; Hoffmann-Riem,  Wolfgang, 
Verfahrensprivatisierung  als Modernisierung, DVB1.1996,225-232 m. w. N., deru. a. der 
Frage nachgeht, ob die Rücknahme staatlicher Erfüllungsverantwortung  durch andere, 
funktional äquivalente Mechanismen ausgeglichen werden kann (230). 


